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Ratschlag betreffend die Errichtung eines Sozialversicherungsverbunds Basel-
Stadt sowie Revision des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über die 
Alters- und Hinterlassenenversicherung und des Einführungsgesetzes zum 
Bundesgesetz über die Invalidenversicherung für eine IV-Stelle Basel-Stadt  
 
08.0999.02 / 05.8212.04, Bericht der GSK vom 08.12.2008 

 

://: Zustimmung  

 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, nach Einsichtnahme in den Ratschlag des 
Regierungsrates Nr.08.0999.01 vom 8. Juli 2008 sowie in den Bericht der Gesundheits- 
und Sozialkommission Nr. 08.0999.02 vom 8. Dezember 2008, beschliesst: 
 

I. 

 

Das Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung vom 5. Juni 19911 wird wie folgt geändert: 

 

In § 2 werden folgende neuen Abs. 4 und 5 beigefügt: 

 
4 Die Ausgleichskasse erbringt ihre Leistungen in enger Zusammenarbeit mit der IV-Stelle 
Basel-Stadt, dem Amt für Sozialbeiträge Basel-Stadt und allenfalls weiteren kantonalen 
Stellen. Die Konkretisierung der Zusammenarbeit erfolgt mittels einer öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung, deren Abschluss und Änderungen jeweils der Genehmigung 
des zuständigen Departements und der zuständigen Bundesstelle bedürfen. 
5 Ausgleichskasse, IV-Stelle, Amt für Sozialbeiträge und allenfalls weitere kantonale 
Stellen sollen räumlich so zusammengefasst werden, dass sie nach aussen als 
einheitlicher Sozialversicherungsverbund Basel-Stadt auftreten können und dass eine 
fachlich sowie betriebswirtschaftlich optimale Zusammenarbeit möglich ist. 
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§ 6 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende neue Fassung: 

 

§ 6 Kantonale Aufsichtsbehörde ist das zuständige Departement. 

 

§ 6 Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 
2 Der kantonalen Aufsichtsbehörde obliegt insbesondere: 

a) die Genehmigung des Kassenreglements; 

b) die Genehmigung der Zusammenarbeitsvereinbarung mit der IV-Stelle Basel-Stadt, 
dem Amt für Sozialbeiträge Basel-Stadt und allenfalls weiteren kantonalen Stellen; 

c) unter Vorbehalt der Zustimmung des Regierungsrats die Genehmigung von Aufgaben 
und Stellenübertragungen von kantonalen Durchführungsstellen an die Ausgleichskasse 
in Anwendung von Artikel 63 Abs. 4 AHVG: Führen diese zu einer Stellenaufhebung bei 
der kantonalen Dienststelle, gilt das Angebot zur Weiterbeschäftigung der betroffenen 
Mitarbeitenden auf der übertragenen Stelle als Zuweisung eines neuen Arbeitsgebiets im 
Sinne von § 30 Abs. 2 lit. b Personalgesetz2; 

d) die Festsetzung der Verwaltungskostenbeiträge; 

e) die Genehmigung der Voranschläge, Jahresrechnungen und Jahresberichte der 
Ausgleichskasse und der kantonalen Familienausgleichskasse; 

f) der Erlass des Personalreglements, welcher unter Beachtung von § 5 Abs. 2 die 
jeweiligen Anstellungsbehörden und in Anlehnung an das Personalgesetz und das 
Lohngesetz die Anstellungsbedingungen festsetzt; 

g) die Bezeichnung der externen Revisionsstelle. 

 

 

II. 

 

Das Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Invalidenversicherung für eine IV-
Stelle Basel-Stadt vom 19. Januar 19943 wird wie folgt geändert: 

 

In § 2 werden folgende neuen Abs. 3 und 4 beigefügt: 
3 Die IV-Stelle erbringt ihre Leistungen in enger Zusammenarbeit mit der Ausgleichskasse 
Basel-Stadt, dem Amt für Sozialbeiträge Basel-Stadt und weiteren kantonalen Stellen, 
insbesondere dem Amt für Wirtschaft und Arbeit sowie der Sozialhilfe. Die 
Konkretisierung der Zusammenarbeit erfolgt mittels öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarungen, deren Abschluss und Änderungen jeweils der Genehmigung des 
zuständigen Departements und der zuständigen Bundesstelle bedürfen. 
4 IV-Stelle, Ausgleichskasse, Amt für Sozialbeiträge und allenfalls weitere kantonale 
Stellen sollen räumlich so zusammengefasst werden, dass sie nach aussen als 
einheitlicher Sozialversicherungsverbund Basel-Stadt auftreten können und dass eine 
fachlich sowie betriebswirtschaftlich optimale Zusammenarbeit möglich ist. 
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§ 3 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende neue Fassung: 
2 Kantonale Aufsichtsbehörde ist das zuständige Departement 

 

In § 3 Abs. 2 werden folgende neuen lit. d) und e) beigefügt: 

d) die Genehmigung der Zusammenarbeitsvereinbarung mit der Ausgleichskasse Basel- 
Stadt, dem Amt für Sozialbeiträge und allenfalls weiteren kantonalen Stellen; 

e) unter Vorbehalt der Zustimmung des Regierungsrats die Genehmigung von Aufgaben 
und Stellenübertragungen von kantonalen Durchführungsstellen an die IV-Stelle in 
Anwendung von Artikel 54 Abs. 4 IVG: Führen diese zu einer Stellenaufhebung bei der 
kantonalen Dienststelle, gilt das Angebot zur Weiterbeschäftigung der betroffenen 
Mitarbeitenden auf der übertragenen Stelle als Zuweisung eines neuen Arbeitsgebiets im 
Sinne von § 30 Abs. 2 lit. b Personalgesetz; 

 

In § 3 wird folgender neuer Abs. 3 beigefügt 

 
3 Die kantonale Aufsichtsbehörde nimmt zuhanden der zuständigen Bundesstelle Stellung 
zu den Jahresrechnungen und Voranschlägen der IV-Stelle. 

 

 

III. Änderung anderer Erlasse 

 

1. Das Gesetz über die Einführung des Bundesgesetzes über die Ergänzungsleistungen 
zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung sowie über die Ausrichtung von 
kantonalen Beihilfen (EG/ELG) vom 11. November 19874 wird wie folgt geändert: 

 

§ 8 erhält folgende neue Fassung: 

§ 8. Der Regierungsrat bestimmt die für die Durchführung dieses Gesetzes und die 
Information der Bezugsberechtigten zuständige Stelle und erlässt die erforderlichen 
Ausführungsbestimmungen. 
2 Anmeldungen zum Bezug von Ergänzungsleistungen sind bei der zuständigen Stelle 
vorzunehmen. 
3 Die zuständige Stelle prüft, ob die Voraussetzungen zum Bezug von Leistungen 
gegeben sind, setzt deren Höhe fest und sorgt für deren Ausrichtung. Ihre Verfügungen 
sind schriftlich zu erlassen und müssen mit einer Rechtsmittelbelehrung versehen sein. 

 

§ 9 Abs. 1 und 2 erhalten folgende neue Fassung: 

§ 9. Wer für sich oder eine andere Person eine Ergänzungsleistung beansprucht oder 
eine solche bezieht, hat der zuständigen Stelle alle Auskünfte zu erteilen und die 
Unterlagen einzureichen, die zur Prüfung der massgebenden Verhältnisse benötigt 
werden. 
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2 Die Verwaltungs- und Rechtspflegebehörden des Kantons und der Gemeinden, die 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber und alle Stellen, welche die Anspruchsberechtigten 
betreuen, sind verpflichtet, der zuständigen Stelle kostenlos die zur Durchführung dieses 
Gesetzes erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die notwendigen Unterlagen zur 
Verfügung zu stellen. 

 

§ 10 erhält folgende neue Fassung: 

§ 10. Die Anspruchs- und Inkassoberechtigten sind verpflichtet, Änderungen in ihren 
persönlichen und wesentliche Veränderungen in ihren wirtschaftlichen Verhältnissen der 
zuständigen Stelle unverzüglich zu melden. 

 

§ 12 Satz 1 erhält folgende neue Fassung: 

§ 12. Gegen Verfügungen der zuständigen Stelle kann innerhalb von 30 Tagen nach 
deren Eröffnung bei der verfügenden Stelle mündlich oder schriftlich Einsprache erhoben 
werden. 

 

 

2. Das Gesetz über die Krankenversicherung im Kanton Basel-Stadt (GKV) vom 
15. November 19895 wird wie folgt geändert: 

 

§ 20 Abs. 1 und 3 erhalten folgende neue Fassung: 

§ 20. Der Anspruch auf Prämienbeiträge muss von den Versicherten bei der zuständigen 
Stelle geltend gemacht und mit den erforderlichen schriftlichen Unterlagen nachgewiesen 
werden. 
3 Die zuständige Stelle überprüft die Anspruchsberechtigung regelmässig. 

 

 

IV. 

 

Dieser Grossratsbeschluss ist zu publizieren. Er unterliegt dem Referendum. Er wird nach 
Eintritt der Rechtskraft und nach Genehmigung durch die zuständige Bundesstelle 
wirksam. 
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